
 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 

(&) 
 
An die  
Mitglieder 
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau Turski 
Tel. 05 61/7 87.12 26 
Fax 05 61/7 87.21 82 
E-Mail: andrea.turski@stadt-kassel.de 

 
Kassel, 5. Juni 2012 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 2. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport lade ich ein für 
 

Dienstag, 12. Juni 2012, 17:00 Uhr, 
Lesezimmer, Rathaus, Kassel. 

 
 
Tagesordnung: 
 
 
1. Einrichtung einer Trainingswohnung für Schülerinnen und Schüler als Vorbereitung 

auf ein selbstständiges Leben von Menschen mit Behinderung 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.02.2011 
Bericht des Magistrats 
-101.16.1976- 

 
2. Kasseler Pakt für Gesundheit 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.11.2011 
Bericht des Magistrats 
- 101.17.204 - 

 
3. Projekt 50 plus 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Monika Sprafke 
- 101.17.439 -  

 
4. Konzept zur qualitativen Verbesserung des Sportlerballs 2013 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Bodo Schild 
- 101.17.444 -  

 
5. Inklusion 

Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Bodo Schild 
- 101.17.445 -  

 
6. Bildungspaket 

Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Norbert Hornemann 
- 101.17.446 -  
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7. Bedarf an Sozialwohnungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert 
- 101.17.447 -  

 
8. Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen 

Anfrage der SPD-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Monika Sprafke 
- 101.17.448 -  

 
9. Ärztliche Versorgung in Kassel 

Anfrage der SPD-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Esther Kalveram 
- 101.17.449 -  

 
10. Städtische Sportanlagen vermieten 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 
- 101.17.468 -  

 
11. Einschulungsuntersuchungen 

Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Bodo Schild 
- 101.17.469 -  

 
12. Beirat des Jobcenters der Stadt Kassel 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert 
- 101.17.470 -  

 
13. Jobcenter Kassel 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Anja Lipschik 
- 101.17.495 -  

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Esther Kalveram 
Vorsitzende 
 
 



 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport (&) 
 
Kassel, 21. Juni 2012

 
 

Niederschrift 
über die 2. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 
am Dienstag, 12. Juni 2012, 17:00 Uhr, 

im Lesezimmer, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  
 
 
Mitglieder 
Esther Kalveram, Vorsitzende, SPD 
Anja Lipschik, 1. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 
Judith Boczkowski, Mitglied, SPD 
Heidemarie Reimann, Mitglied, SPD (Vertretung für Barbara Bogdon) 
Dr. Günther Schnell, Mitglied, SPD 
Monika Sprafke, Mitglied, SPD 
Christine Hesse, Mitglied, B90/Grüne 
Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 
Karl Schöberl, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Thomas Koch) 
Norbert Hornemann, Mitglied, CDU 
Bodo Schild, Mitglied, CDU 
Jutta Schwalm, Mitglied, CDU 
Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke 
Jörg-Peter Bayer, Mitglied, Piraten 

 
 
Teilnehmer mit beratender Stimme 
Bernd Wolfgang Häfner, Stadtverordneter, Freie Wähler 
Altan Tanyeri, Vertreter des Ausländerbeirates 

 
 
Magistrat 
Anne Janz, Stadträtin, B90/Grüne 

 
 
Schriftführung 
Andrea Turski, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 
 
Entschuldigt: 
Donald Strube, 2. stellvertretender Vorsitzender, parteilos 
Dr. Jürgen Barthel, Stadtkämmerer, SPD 

 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Gabriele Steinbach, Schulverwaltungsamt 
Anita Bodenbach, Bauverwaltungsamt 
Marie-Luise Ros, Sozialamt 
Dr. Gabriele Oefner, Gesundheitsamt Region Kassel 
Markus Heckenhahn, Gesundheitsamt Region Kassel 
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Tagesordnung: 
 
 
 

1. Einrichtung einer Trainingswohnung für Schülerinnen und Schüler                101.16.1976 
Als Vorbereitung auf ein selbstständiges Leben von Menschen mit 
Behinderung - 

 

 

2. Kasseler Pakt für Gesundheit                                                                          101.17.204 
 
 

3. Projekt 50 plus 101.17.439 
 

 

4. Konzept Sportlerball 2013 101.17.444 
 
 

5. Inklusion 101.17.445 
 

 

6. Bildungspaket 101.17.446 
 

 

7. Bedarf an Sozialwohnungen 101.17.447 
 
 

8. Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen 101.17.448 
 

 

9. Ärztliche Versorgung in Kassel 101.17.449 
 
 

10. Städtische Sportanlagen vermieten 101.17.468 
 

 

11. Einschulungsuntersuchungen 101.17.469 
 
 

12. Beirat des Jobcenters der Stadt Kassel 101.17.470 
 

 

13. Jobcenter Kassel 101.17.495 
 

 
Vorsitzende Kalveram eröffnet die mit der Einladung vom 05.06.2012 ordnungsgemäß einberufene 
2. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport, begrüßt die 
Anwesenden, hierunter besonders Gäste des Fachbereichs Humanwissenschaft, soziale Arbeit, 
sowie Stadträtin Janz in Vertretung für Stadtkämmerer Dr. Barthel. Die Beschlussfähigkeit und die 
Tagesordnung werden festgestellt. 
 
 
 
1. Einrichtung einer Trainingswohnung für Schülerinnen und Schüler als Vorbereitung 

auf ein selbstständiges Leben von Menschen mit Behinderung 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.02.2011 
Bericht des Magistrats 
-101.16.1976- 

 
 
Stadträtin Janz gibt gemeinsam mit Frau Steinbach, Leiterin des Schulverwaltungsamtes, den 
Bericht ab. Im Rahmen der Aussprache beantworten sie die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Während der Beratung des Tagesordnungspunktes 2 übergibt Vorsitzende Kalveram die 
Sitzungsleitung an die 1. stellv. Vorsitzende Lipschik. 
 
2. Kasseler Pakt für Gesundheit 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.11.2011 
Bericht des Magistrats 
- 101.17.204 - 

 
Stadträtin Janz gibt zunächst das Wort an Frau Dr. Oefner ab, die anhand einer Powerpoint-
Präsentation den Bericht erläutert. Im Anschluss beantworten Stadträtin Janz und Frau Dr. Oefner 
die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
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3. Projekt 50 plus 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.17.439 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, das Projektes 50 plus - Beschäftigungspakt Nordhessen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in einer der nächsten Sitzungen des Ausschuss 
für Soziales, Gesundheit und Sport vorzustellen. 

 
Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. Projekt 50 
plus, 101.17.439, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Monika Sprafke 
 
 
 
 
 

4. Konzept Sportlerball 2013 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.444 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, ein Konzept zur qualitativen Verbesserung des Sportlerballs 
2013 zu erstellen, damit das Programm gegenüber dem Ball 2012 ausgeweitet werden kann. 

 
 
Stadtverordneter Schild, CDU-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. Im Rahmen der 
Diskussion ändert er diesen wie folgt ab: 
 
 
 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, das Konzept für den Sportlerball 2013 dem Ausschuss 
vorzustellen. 
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Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, Piraten 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke 
Abwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der CDU-Fraktion betr. Konzept Sportlerball 2013, 
101.17.444, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Anja Lipschik 
 
 
 
 

5. Inklusion 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.445 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Welche Vorbereitungen hat der Magistrat getroffen, um das Thema Inklusion außerhalb des 
Bereichs Schule in seiner Zuständigkeit umzusetzen? 

 
 
Nach Beantwortung durch Stadträtin Janz erklärt Vorsitzende Kalveram die Anfrage für 
erledigt. 
 
 
 
 
 

6. Bildungspaket 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.446 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Wie viel Prozent der Berechtigten in der Stadt Kassel haben einen Antrag auf Gewährung 
von Leistungen aus dem Bildungspaket gestellt? 
 
Wie groß ist die Zeitspanne zwischen Antragstellung und Bewilligung? 

 
 
Nach Beantwortung durch Stadträtin Janz erklärt Vorsitzende Kalveram die Anfrage für 
erledigt. 
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7. Bedarf an Sozialwohnungen 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.447 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Wohnungen in Kassel werden derzeit dem Wohnungsförderungsgesetz (WoFG) 
entsprechend vermietet? 

 
2. Wie viele Personen mit Wohnberechtigungsschein, aufgeschlüsselt nach Einzelpersonen, 

Kleinfamilien bis 3 Personen und Großfamilien von 4 bis 8 Personen, suchen derzeit eine 
Wohnung nach dem WoFG? 

 
3. Wie hat sich die Anzahl der Wohnungen, die dem Wohnungsförderungsgesetz 

entsprechen, in den letzten 20 Jahren entwickelt? 
 

4. Wie sind diese Wohnungen im Stadtgebiet verteilt? 
 

5. Wie hoch ist die Durchschnittsmiete aller (bestehend aus Kaltmiete und kalten 
Nebenkosten ohne Heizkosten) nach dem WoFG geförderten Wohnungen? 
(Um Aufschlüsselung analog der Nr. 2 wird gebeten.) 

 
6. Wie viele Wohnungen sind aktuell in der Förderung? 

 
7. Wie ist die zu erwartende Entwicklung in den nächsten Jahren, wann und in welchen 

Perioden werden Wohnungen aus der Förderung herausfallen? 
 
 
Nach Beantwortung durch Stadträtin Janz und Frau Bodenbach, Leiterin des 
Bauverwaltungsamtes, erklärt Vorsitzende Kalveram die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
 
 

8. Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen 
Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.17.448 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Erhielten in Kassel gemäß der Rechtsprechung des BGS von 2009 vor der Neuordnung 
des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch über 25 jährige, die im Haushalt der Eltern leben, 
grundsätzlich den vollen Regelsatz 1? 

 
2. Wie viele Menschen mit Behinderung, die bei ihren Eltern leben, erhalten seit der Änderung 

nun nur noch den Regelsatz 3? 
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3. Wie viele dieser Menschen haben Widerspruch gegen diese Kürzung eingelegt? 
 

4. Wurden die betroffenen Menschen darüber informiert, dass insbesondere zur Wahrung der 
durch § 84 Abs. 1 Satz 1 SGG vorgeschriebenen Rechtsbehelfsfrist, ein Widerspruch 
gegen den Bescheid und die damit erfolgte Kürzung der Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nach §§ 41 ff. SGB XII , den man gegebenenfalls bis zur 
Überprüfung des Regelsatzes ruhend stellen kann, erfolgen sollte? 

 
5. Sieht der Magistrat hier eine Ungleichbehandlung und demzufolge die Notwendigkeit einer 

zeitnahen Überprüfung mit dem Ziel, auch den Menschen mit Behinderung über 25, die 
noch bei ihren Eltern leben, den vollen Regelsatz zuzuerkennen? 

 
 
Nach Beantwortung durch Stadträtin Janz und Frau Ros, Abteilungsleiterin des 
Sozialamtes, erklärt Vorsitzende Kalveram die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
 
 
Während der Beratung des Tagesordnungspunktes 9 übergibt Vorsitzende Kalveram die 
Sitzungsleitung an die 1. stellv. Vorsitzende Lipschik. 
 
 
 

9. Ärztliche Versorgung in Kassel 
Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.17.449 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie stellt sich die strukturelle Versorgung mit Ärzten in Kassel momentan dar? 
 

2. Welche Maßnahmen ergreift der Magistrat, um die ärztliche Versorgung der Kasseler 
Bevölkerung auch künftig ausreichend zu sichern? 

 
3. Wie beurteilt der Magistrat die Tatsache, dass Patienten auf einen Facharzttermin 

wochenlang warten müssen? 
 
 
Die Anfrage wird von Stadträtin Janz und Frau Dr. Oefner, Gesundheitsamt Region Kassel, 
beantwortet. 
 
 
Nach Beantwortung durch Stadträtin Janz und Frau Dr. Oefner, Gesundheitsamt Region 
Kassel, erklärt 1. stellv. Vorsitzende Lipschik die Anfrage für erledigt. 
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10. Städtische Sportanlagen vermieten 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.17.468 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Welche Voraussetzungen müssen Interessenten(-gruppen) erfüllen, um städtische 
Sportanlagen nutzen zu können 

 
2. Welche Möglichkeiten der Gebrauchsüberlassung an Privatpersonen oder 

Unternehmen bestehen für welche Anlagen? 
a. Mit welchen Kosten ist die Gebrauchsüberlassung verbunden 
   (Miete/Verwaltungsgebühren/Kaution)? 
b. Wie viele Privatpersonen und Unternehmen haben städtische Sportanlagen im Jahr  
    2011 angemietet? 

 
3. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, um das Nutzen der zahlreichen Freizeit- und 

Betriebssportgruppen sowie weiteren Interessentengruppen zu vereinfachen? (Bitte 
Interessenten/Nutzer, Anlagentyp und Sportart differenzieren. 

 
Nach schriftlicher Antwort von Stadträtin Janz erklärt Vorsitzende Kalveram die Anfrage für 
erledigt. 
 
 
 
 

11. Einschulungsuntersuchungen 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.17.469 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Sind auf der Grundlage der Einschulungsuntersuchungen alle zum Sommer 2012 
einzuschulenden Kinder schulreif? 

 
2. Für wie viele Kinder - aufgeschlüsselt nach Stadtteilen - wurde die Einschulung zunächst 

nicht empfohlen und aus welchen Gründen? 
 

3. Welche Auffälligkeiten wurden bei wie vielen einzuschulenden Kindern - aufgeschlüsselt 
nach Stadtteilen - festgestellt? 

 
4. Wie viele Kinder - aufgeschlüsselt nach Stadtteilen - sind für ihr Alter zu dick? 

 
5. Wie viele Kinder - aufgeschlüsselt nach Stadtteilen - haben nicht die notwendige 

Sprachkompetenz, so dass sie zunächst in Vorlaufkurse zur Verbesserung der 
Deutschkenntnisse geschickt werden sollten? 

 
6. Welche Veränderungen bzw. Abweichungen zu den Vorjahren in Bezug auf die Punkte 1 

bis 5 hat es gegeben? 
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Die Anfrage wird von Stadträtin Janz und Frau Dr. Oefner, Gesundheitsamt Region Kassel, 
beantwortet. Im Rahmen der Diskussion werden Nachfragen der Ausschussmitglieder beantwortet. 
 
Nach Beantwortung durch Stadträtin Janz und Frau Dr. Oefner, Gesundheitsamt Region 
Kassel, erklärt Vorsitzende Kalveram die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
 

12. Beirat des Jobcenters der Stadt Kassel 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.470 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Warum finden sich auf der Internetseite des Jobcenters der Stadt Kassel keine 
Informationen zu dem nach  § 18d SGB II eingerichteten Beirat des Jobcenters? 

 
2. Welche Aufgaben und Rechte hat der Beirat? 

 
3. Welche Personen (namentliche Liste, Vertreter/in sowie Stellvertreter/in) aus welchen 

Institutionen sind Mitglieder im Beirat? 
 

4. Wie lautet der vollständige Text der Geschäftsordnung, und - ggf. - wo ist sie veröffentlicht 
worden? 

 
5. Wann tagt(e) der Beirat, und mit was befasst(e) er sich? 

 
6. Sind oder werden die Sitzungsprotokolle des Beirats veröffentlicht? 

Wenn ja, wo? 
Wenn nein, warum nicht? 

 
 
Mit Zusage der schriftlichen Beantwortung zur Niederschrift erklärt Vorsitzende Kalveram 
die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
 
 

13. Jobcenter Kassel 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.17.495 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wurde der Beirat des Jobcenters nach der Zusammenlegung von BA und dem 
kommunalen Träger AfK neu zusammen gesetzt? 

2. Warum hat sich die Trägerversammlung gegen die Aufnahme von Vertretern der einzelnen 
Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung in den Beirat entschieden (anders: Landkreis 
Kassel)? 
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3. Ist der Beirat - bei der derzeitigen Besetzung - in der Lage, die Aufgaben entsprechend § 
18d und § 44b SGB II zu erfüllen? 

4. Welches Arbeitsmarktprogramm/Strategiepapier für 2012 hat das Jobcenter Kassel? 
5. Das Jobcenter des Landkreises Kassel hat einen sechzehn Personen umfassenden Beirat, 

der im Internet die Ergebnisse und Ziele seiner Arbeit darstellt (Termine, Presse, 
Organigramm, Organe, Beiratsmitglieder, Arbeitsmarktprogramm). Welche Anstrengungen 
werden unternommen, um dem Gedanken der Transparenz und der Erfüllung von 
Informationspflichten in vergleichbarer Weise auch beim Jobcenter Kassel zu genügen? 

 
 
Mit Zusage der schriftlichen Beantwortung zur Niederschrift erklärt Vorsitzende Kalveram 
die Anfrage für erledigt. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:08 Uhr 
 
 
 
 
 
 
Esther Kalveram Andrea Turski 
Vorsitzende Schriftführerin 



S. 1 | Einrichtung einer Trainingswohnung| G. Teuber, Schulverwaltungsamt,30.05.2012 

Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung am 30. Mai 2012

Einrichtung einer 

Trainingswohnung

(August-Fricke-Schule -
Schule für Praktisch Bildbare)

Antrag 101.16.1976
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S. 2 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012

Einrichtung einer Trainingswohnung



1. ZIELSETZUNG

Gleichberechtigte Teilhabe von Schülerinnen und 

Schülern mit Behinderungen am Leben in der 

Gesellschaft

• Vorbereitung auf ein möglichst selbstständiges und 

selbstbestimmtes Leben

- Erfahrungen mit verschiedenen Wohnformen

- vielfältige Lern- und Erfahrungssituationen durch 

Alltagshandlungen

- Kompetenzerwerb

• Eröffnung von Zukunftsperspektiven

S. 3 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012



2. WOHNTRAININGSKONZEPT

2.1 Lerninhalte und Zeitrahmen

S. 4 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012

Stufe Erweiterung der 
Tätigkeiten

Zeitrahmen
(je Klasse)

Grundstufe Kennenlernen der 
Wohnung

3 Tage 

Mittelstufe Hauswirtschaftliche
Tätigkeiten

6 Tage

Hauptstufe Angeleitet: Freizeit-
beschäftigung, Einkauf

2 Wochen

Werkstufe Selbstständig: Einkauf, 
Pflege der Wohnung, 
Freizeitgestaltung

3 Wochen



3. WOHNUNG

3.1 Anforderungen

• 70 – 90 m²

• 4 Zimmer

• Fußläufige Erreichbarkeit

• Infrastruktur (öffentliche Verkehrsmittel, Freizeitmöglichkeiten, Geschäfte, 

Kooperationspartner)

• Barrierefreiheit

• Geringe Kosten

S. 5 | Einrichtung einer Trainingswohnung | G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012



3. WOHNUNG

3.2 Angebot 

ab Schuljahr 2013/14

S. 6 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012

Wohnung der GWG

bezugsfertig mietfrei Einbauküche



3. WOHNUNG

3.2 Angebot

• 70 – 90 m² �

• Anzahl der Räume 4

• Fußläufige Erreichbarkeit �

• Infrastruktur �

• Geringe Kosten �

• Barrierefreiheit nur bedingt

S. 7 | Einrichtung einer Trainingswohnung G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012

Wohnung der GWG im Stadtteil Forstfeld



3. WOHNUNG

3.3 Mitnutzung durch andere Schulen

Die Trainingswohnung steht auch anderen Schulen unter folgenden 

Voraussetzungen zur Verfügung:

• Kinder und Jugendliche mit Anspruch auf sonderpädagogische Förderung

• Abgestimmtes schulisches Konzept liegt vor

• Freie Kapazitäten

S. 8 | Einrichtung einer Trainingswohnung | G. Teuber, Schulverwaltungsamt,30.05.2012



4. EVALUATION

• Regelmäßige Überprüfung durch die August-Fricke-Schule

quantitativ

qualitativ

• Vorstellung der Ergebnisse

• Überarbeitung des Konzepts

S. 9 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012



5. KOSTEN

5.1 Ausstattung

5.2 Betriebskosten

* 230 € pro Monat

S. 10 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012

Kosten 2013 2014

Ausstattung

Investitionen 4.600 € 0

Unterhaltung 
und Ankauf von 
Kleinteilen

3.400 € 0

Betriebskosten

Mietnebenkosten 920 € * 2.760 € *

Summe 8.920 € 2.760 €



6. FAZIT

S. 11 | Einrichtung einer Trainingswohnung |G. Teuber, Schulverwaltungsamt, 30.05.2012

Das Konzept „Wohntraining an der August-Fricke-Schu le“
in einer Trainingswohnung für Schülerinnen und 

Schüler könnte umgesetzt werden, 
wenn ein entsprechender Beschluss gefasst wird und

wenn die notwendigen Mittel im Haushalt 
bereitgestellt werden.



1

Kasseler Pakt für Gesundheit

Bericht im Rahmen der Beschlusskontrolle im
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

am 12. Juni 2012

Dr. Gabriele Oefner, Markus Heckenhahn
Gesundheitsamt Region Kassel

Der Magistrat wird aufgefordert, einen “Kasseler Pakt für Gesundheit” 

einzurichten und zu fördern.

• zielgerichtete Vernetzung von Partnern aus Politik, (Gesundheits-)

Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft sichern

• gesundheitsfördernde Angebote sollen erfasst, ausgewertet und 

optimiert werden, um Austausch und Transparenz zu ermöglichen

Zielsetzung ist:

1. Gesundheit in allen Lebensphasen fördern, verstärken, verbessern

2. Zahl der in Gesundheit verbrachten Lebensjahre erhöhen

StaVo Beschluss vom 07.11.2011

S. 1 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel
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• Demografische Entwicklung

• Zunahme chronischer Krankheiten

• Veränderte Lebensstile und Lebenswelten

Gesundheitsförderung und Prävention gewinnen

an Bedeutung

Hintergrund und Anlass

S. 2 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel

1. „Mutig kommunale Bildungsverantwortung übernehmen 

und gestalten in der Region.“

2. „Kassel als ‚Gesunde Stadt´ in Politik und Stadtgesellschaft 

verankern, gesundheitsfördernde Lebensverhältnisse 

weiterentwickeln und eine gesundheitsbewusste 

Lebensführung unterstützen.“

Strategisches Ziel:

Kommunale Präventionspotentiale sind durch Sektor 

übergreifende Zusammenarbeit im „Kasseler Pakt für 

Gesundheit“ mobilisiert.

Dezernatsziele -V-

S. 3 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel
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• bestehende Angebote stärker auf einander abstimmen und 

verzahnen

• Angebote, Initiativen und Projekte für die Bevölkerung und 

die Fachöffentlichkeit transparenter machen 

• Präventionspotentiale im Zuge einer bereichs- und 

sektorenübergreifenden Zusammenarbeit mobilisieren

• mittel- und langfristige Gesundheitsplanung in der 

Kommune gestalten

• den Austausch unter den Akteuren über erfolgreich 

evaluierte Ansätze der Prävention und Gesundheits-

förderung fördern

Was soll erreicht werden?

S. 4 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel

Insgesamt werden mit dem Kasseler Pakt für Gesundheit 

folgende übergeordnete Gesundheitsziele verfolgt:

• Die Gesundheit soll in allen Lebensphasen und Lebenslagen 

gefördert werden

• Die Gesundheitschancen von sozial Benachteiligten sollen 

verbessert werden

• Gemeinsam mit den beteiligten Partner sollen tragfähige 

und nachhaltige Strukturen der Prävention und 

Gesundheitsförderung gestärkt, gefördert und entwickelt 

werden

Übergeordnete Gesundheitsziele

S. 5 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel
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Potentielle Partner sollen partizipativ über einen bestimmten

Zeitraum zielgerichtet zu Gesundheitsbereichen arbeiten.  

Die Auswahl der Bereiche sollen basieren auf:

• validen Erkenntnissen der Gesundheitsforschung 

• angelehnt an nationale Gesundheitsziele (gesundheitsziele.de)

• Ergebnisse des nationalen und kommunalen Gesundheits- und 

Sozialmonitorings

Wie soll es erreicht werden?

S. 6 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel

Grundlage der Mitwirkung ist eine schriftliche 

Kooperationsvereinbarung, die die Unterzeichner zur 

regelmäßigen Mitarbeit im Pakt für Gesundheit anhält und sie 

dazu auffordert – wo immer möglich – die Ergebnisse des 

Paktes in ihrer Praxis zu berücksichtigen.

Wie soll es erreicht werden?

S. 7 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel
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Organisations- und Kommunikationsstruktur

S. 8 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3

Quartal 1 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4

Gründung Kasseler Pakt für Gesundheit

Auftaktkonferenz

Zielkonferenzen

Arbeitsgruppen

Evaluation und Verstetigung

fortlaufend

Arbeits- und Zeitplan (Grobstruktur)

S. 9 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel
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• Partnerprozess zwischen den unterschiedlichen Akteuren 

wird angeregt.

• Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger für eine gesunde 

Lebensführung wird gestärkt.

• Die Gesundheit wird wesentlich durch die Bedingungen aus 

der natürlichen, sozialen, kulturellen, politischen und 

ökonomischen Umwelt beeinflusst. Die Aktivitäten des 

Kasseler Paktes für Gesundheit zielen folglich auch auf die 

nachhaltige Verbesserung dieser Faktoren.

• Die Partner im Pakt für Gesundheit sollen in diesem Kontext 

möglichst konkrete Ziele erarbeiten und sich an deren 

Umsetzung im Rahmen ihrer Möglichkeiten beteiligen.

Was wird erreicht?

S. 10 | Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport, 12.06.2012 | Dr. Gabriele Oefner,  Markus Heckenhahn – Gesundheitsamt Region Kassel

Danke für Ihr Interesse, 

Fragen beantworten wir gern.



 
 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.439  Kassel, 16. April 2012 
 
 
 
Projekt 50 plus 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, das Projektes 50 plus - Beschäftigungspakt Nordhessen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in einer der nächsten Sitzungen des Ausschuss 
für Soziales, Gesundheit und Sport vorzustellen. 

 
 

Begründung: 
 
Mit dem Beschäftigungspakt „Nordhessen" sollten von 2008 bis 2010 insgesamt rund 8.400 
Personen aktiviert und rund 1.900 Personen in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden. Beide 
Zielgrößen wurden deutlich überschritten, was auch darauf zurückzuführen ist, dass sich die 
Situation auf dem nordhessischen Arbeitsmarkt gegenüber den beiden Vorjahren deutlich 
verbessert hat. Auch im Jahr 2011 ist die Zielgröße deutlich überschritten worden. Dennoch 
werden auch trotz dieser Erfolge ältere Arbeitnehmer immer noch als schwieriger zu vermitteln 
eingestuft. Um sich ein Bild über die Erfolge des Projektes und die Situation älterer Arbeitnehmer 
in Kassel machen zu können, wäre eine Vorstellung des Projektes im Ausschuss hilfreich. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Monika Sprafke 
 
 
Uwe Frankenberger MdL Gernot Rönz 
Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 



 

 

(&) 
 

 
Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.444  Kassel, 24. April 2012 
 
 
 
Konzept Sportlerball 2013 
 
 
 

Geänderter Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, das Konzept für den Sportlerball 2013 dem Ausschuss 
vorzustellen. 

 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Bodo Schild 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/


 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.445  Kassel, 24. April 2012 
 
 
 
Inklusion 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Welche Vorbereitungen hat der Magistrat getroffen, um das Thema Inklusion außerhalb des 
Bereichs Schule in seiner Zuständigkeit umzusetzen? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Bodo Schild 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/


 
  



 



 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.446  Kassel, 23. April 2012 
 
 
 
Bildungspaket 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Wie viel Prozent der Berechtigten in der Stadt Kassel haben einen Antrag auf Gewährung 
von Leistungen aus dem Bildungspaket gestellt? 
 
Wie groß ist die Zeitspanne zwischen Antragstellung und Bewilligung? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Norbert Hornemann 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/


 
  



 
  



 
  



 



 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail  fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.447  Kassel, 23. April 2012 
 
 
 
Bedarf an Sozialwohnungen 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Wohnungen in Kassel werden derzeit dem Wohnungsförderungsgesetz (WoFG) 
entsprechend vermietet? 

 
2. Wie viele Personen mit Wohnberechtigungsschein, aufgeschlüsselt nach Einzelpersonen, 

Kleinfamilien bis 3 Personen und Großfamilien von 4 bis 8 Personen, suchen derzeit eine 
Wohnung nach dem WoFG? 

 
3. Wie hat sich die Anzahl der Wohnungen, die dem Wohnungsförderungsgesetz 

entsprechen, in den letzten 20 Jahren entwickelt? 
 

4. Wie sind diese Wohnungen im Stadtgebiet verteilt? 
 

5. Wie hoch ist die Durchschnittsmiete aller (bestehend aus Kaltmiete und kalten 
Nebenkosten ohne Heizkosten) nach dem WoFG geförderten Wohnungen? 
(Um Aufschlüsselung analog der Nr. 2 wird gebeten.) 

 
6. Wie viele Wohnungen sind aktuell in der Förderung? 

 
7. Wie ist die zu erwartende Entwicklung in den nächsten Jahren, wann und in welchen 

Perioden werden Wohnungen aus der Förderung herausfallen? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de


 
  



 
  



 



 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1284 / 1285 
E-Mail  buero@spd-fraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.448  Kassel, 12. April 2012 
 
 
 
Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Am 29. März 2011 ist das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des 
Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vom 24. März 2011 rückwirkend zum 01. Januar 
2011 in Kraft getreten. Der Vermittlungsausschuss des Deutschen Bundestages und Bundesrates, 
der dieses Gesetz beraten hat, hat in einer Protokollerklärung beschlossen, dass „der Regelsatz 
für die Regelbedarfsstufe 3 (§ 28 SGB XII)mit dem Ziel überprüft werden wird, Menschen mit 
Behinderungen ab dem 25. Lebensjahr den vollen Regelsatz zu ermöglichen" (vgl. Anlage 1 des 
Bundesratsprotokolls, 880. Sitzung vom 25. Februar 2011, S. 97 I Nr. 6). 
Der Vermittlungsausschuss hat erkannt, dass die Regelbedarfsstufe 3 Menschen mit Behinderung 
schlechter stellt, weshalb sie überprüft und geändert werden soll. Dies soll nun aber frühestens im 
Jahr 2013 geschehen, wenn die Regelsätze generell nochmals überprüft werden. Das BSG hat am 
19.05.2009 entschieden, dass auch über 25-jährige, voll erwerbsgeminderte Personen, die im 
Haushalt ihrer Eltern leben, den Regelsatz eines Haushaltsvorstandes (heute Regelbedarfsstufe 1) 
erhalten müssen. Die geringere Leistung an erwerbsgeminderte Personen hat das BSG als einen 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes gesehen und deshalb auch den 
erwerbsgeminderten Personen den vollen Regelsatz zugesprochen. 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Erhielten in Kassel gemäß der Rechtsprechung des BGS von 2009 vor der Neuordnung 
des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch über 25 jährige, die im Haushalt der Eltern leben, 
grundsätzlich den vollen Regelsatz 1? 

 
2. Wie viele Menschen mit Behinderung, die bei ihren Eltern leben, erhalten seit der Änderung 

nun nur noch den Regelsatz 3? 
 

3. Wie viele dieser Menschen haben Widerspruch gegen diese Kürzung eingelegt? 
 

4. Wurden die betroffenen Menschen darüber informiert, dass insbesondere zur Wahrung der 
durch § 84 Abs. 1 Satz 1 SGG vorgeschriebenen Rechtsbehelfsfrist, ein Widerspruch 
gegen den Bescheid und die damit erfolgte Kürzung der Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nach §§ 41 ff. SGB XII , den man gegebenenfalls bis zur 
Überprüfung des Regelsatzes ruhend stellen kann, erfolgen sollte? 

 
5. Sieht der Magistrat hier eine Ungleichbehandlung und demzufolge die Notwendigkeit einer 

zeitnahen Überprüfung mit dem Ziel, auch den Menschen mit Behinderung über 25, die 
noch bei ihren Eltern leben, den vollen Regelsatz zuzuerkennen? 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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Fragesteller/-in: Stadtverordnete Monika Sprafke 
 
 
 
gez. Uwe Frankenberger MdL 
Fraktionsvorsitzender 



 
  



 
  



 



 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1284 / 1285 
E-Mail  buero@spd-fraktion-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.449  Kassel, 12. April 2012 
 
 
 
Ärztliche Versorgung in Kassel 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Bei einem Ranking im Auftrag der Zeitung "Wirtschaftswoche" und der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft erreichte Kassel im letzten Jahr im Bereich Lebensqualität den 3. Platz. 
Entscheidend waren hier unter anderem Kriterien wie die Ärztedichte. Gleichzeitig berichtete die 
Hessisch Niedersächsische Allgemeine im März diesen Jahres über zum Teil monatelange 
Wartezeiten bei Fachärzten. Durch eine Auswertung des sogenannten Versorgungsatlas, den das 
Zentralinstitut für Kassenärztliche Versorgung erstellt hat, wird belegt, dass die Fachärzte in 
Kassel 50,8 Prozent ihrer Leistungen für Patienten aus dem Umland erbrachten. Bei 
zunehmendem Arztmangel auf dem Land ist zu befürchten, dass diese Zahl weiter ansteigt. 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie stellt sich die strukturelle Versorgung mit Ärzten in Kassel momentan dar? 
 

2. Welche Maßnahmen ergreift der Magistrat, um die ärztliche Versorgung der Kasseler 
Bevölkerung auch künftig ausreichend zu sichern? 

 
3. Wie beurteilt der Magistrat die Tatsache, dass Patienten auf einen Facharzttermin 

wochenlang warten müssen? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordnete Esther Kalveram 
 
 
 
gez. Uwe Frankenberger MdL 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1294 
Telefax 0561 787 2104 
E-Mail  info@gruene-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.468  Kassel, 24. April 2012 
 
 
 
Städtische Sportanlagen vermieten 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Welche Voraussetzungen müssen Interessenten(-gruppen) erfüllen, um städtische 
Sportanlagen nutzen zu können 

 
2. Welche Möglichkeiten der Gebrauchsüberlassung an Privatpersonen oder 

Unternehmen bestehen für welche Anlagen? 
a. Mit welchen Kosten ist die Gebrauchsüberlassung verbunden 
   (Miete/Verwaltungsgebühren/Kaution)? 
b. Wie viele Privatpersonen und Unternehmen haben städtische Sportanlagen im Jahr  
    2011 angemietet? 

 
3. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, um das Nutzen der zahlreichen Freizeit- und 

Betriebssportgruppen sowie weiteren Interessentengruppen zu vereinfachen? (Bitte 
Interessenten/Nutzer, Anlagentyp und Sportart differenzieren. 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 
 
 
 
gez. Gernot Rönz 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@gruene-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.469  Kassel, 4. Mai 2012 
 
 
 
Einschulungsuntersuchungen 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Sind auf der Grundlage der Einschulungsuntersuchungen alle zum Sommer 2012 
einzuschulenden Kinder schulreif? 

 
2. Für wie viele Kinder - aufgeschlüsselt nach Stadtteilen - wurde die Einschulung zunächst 

nicht empfohlen und aus welchen Gründen? 
 

3. Welche Auffälligkeiten wurden bei wie vielen einzuschulenden Kindern - aufgeschlüsselt 
nach Stadtteilen - festgestellt? 

 
4. Wie viele Kinder - aufgeschlüsselt nach Stadtteilen - sind für ihr Alter zu dick? 

 
5. Wie viele Kinder - aufgeschlüsselt nach Stadtteilen - haben nicht die notwendige 

Sprachkompetenz, so dass sie zunächst in Vorlaufkurse zur Verbesserung der 
Deutschkenntnisse geschickt werden sollten? 

 
6. Welche Veränderungen bzw. Abweichungen zu den Vorjahren in Bezug auf die Punkte 1 

bis 5 hat es gegeben? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Bodo Schild 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail  fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.470  Kassel, 7. Mai 2012 
 
 
 
Beirat des Jobcenters der Stadt Kassel 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Warum finden sich auf der Internetseite des Jobcenters der Stadt Kassel keine 
Informationen zu dem nach  § 18d SGB II eingerichteten Beirat des Jobcenters? 

 
2. Welche Aufgaben und Rechte hat der Beirat? 

 
3. Welche Personen (namentliche Liste, Vertreter/in sowie Stellvertreter/in) aus welchen 

Institutionen sind Mitglieder im Beirat? 
 

4. Wie lautet der vollständige Text der Geschäftsordnung, und - ggf. - wo ist sie veröffentlicht 
worden? 

 
5. Wann tagt(e) der Beirat, und mit was befasst(e) er sich? 

 
6. Sind oder werden die Sitzungsprotokolle des Beirats veröffentlicht? 

Wenn ja, wo? 
Wenn nein, warum nicht? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1294 
Telefax 0561 787 2104 
E-Mail  info@gruene-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.495  Kassel, 24. Mai 2012 
 
 
 
Jobcenter Kassel 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wurde der Beirat des Jobcenters nach der Zusammenlegung von BA und dem 
kommunalen Träger AfK neu zusammen gesetzt? 

2. Warum hat sich die Trägerversammlung gegen die Aufnahme von Vertretern der einzelnen 
Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung in den Beirat entschieden (anders: Landkreis 
Kassel)? 

3. Ist der Beirat - bei der derzeitigen Besetzung - in der Lage, die Aufgaben entsprechend § 
18d und § 44b SGB II zu erfüllen? 

4. Welches Arbeitsmarktprogramm/Strategiepapier für 2012 hat das Jobcenter Kassel? 
5. Das Jobcenter des Landkreises Kassel hat einen sechzehn Personen umfassenden Beirat, 

der im Internet die Ergebnisse und Ziele seiner Arbeit darstellt (Termine, Presse, 
Organigramm, Organe, Beiratsmitglieder, Arbeitsmarktprogramm). Welche Anstrengungen 
werden unternommen, um dem Gedanken der Transparenz und der Erfüllung von 
Informationspflichten in vergleichbarer Weise auch beim Jobcenter Kassel zu genügen? 

 
Begründung: 
Der Beirat nach §18d SGB II: Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat 
gebildet. Der Beirat berät die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der 
Eingliederungsinstrumente und -maßnahmen. Die Trägerversammlung beruft die Mitglieder des 
Beirats auf Vorschlag der Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Trägern der 
freien Wohlfahrtspflege, den Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sowie den Kammern und berufsständischen Organisationen. 
 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordnete Anja Lipschik 
 
 
 
gez. Gernot Rönz 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@gruene-kassel.de
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